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10 . 10 . 2001 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. September 2000 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden und der Grenzschutzbehörden in den 
Grenzgebieten 


A. Problem und Ziel 

Mit dem am 19. September 2000 in Berlin Unterzeichneten Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
Republik über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und der 
Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten soll die grenzüber- 
schreitende Kriminalitätsbekämpfung und Gefahrenabwehr verstärkt 
und hierdurch die innere Sicherheit in der Grenzregion erhöht werden. 


B. Lösung 

Durch den Gesetzentwurf sollen die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes erforderlichen Voraussetzungen für die Ratifizierung 
des Vertrages geschaffen werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Im Zusammenhang mit der vorgesehenen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit können Sach- und Personalkosten entstehen, die 
zur Zeit nicht bezifferbar sind. 


E. Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten entstehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den 9 . Oktober 2001 


022 (1321 - 210 01 - Poll/01 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. September 2000 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden und der Grenzschutzbehörden in den 
Grenzgebieten 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 767. Sitzung am 27. September 2001 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 19. September 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und 
der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 19. September 2000 Unterzeichneten Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden und der Grenzschutzbehörden in den 
Grenzgebieten wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Vereinbarungen nach Artikel 17 Abs. 3 des 
Vertrages in Kraft zu setzen. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 18 Abs. 1 Satz 3 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da der Vertrag - etwa in den Artikeln 5 und 15 - Regelungen zum 
Verwaltungsverfahren von Landesbehörden trifft. 

Zu Artikel 2 

Vereinbarungen nach Artikel 17 Abs. 3 des Vertrages, mit denen der räumliche 
Anwendungsbereich der vertraglich vereinbarten Zusammenarbeit geändert 
wird, sollen zur Verfahrensvereinfachung durch Verordnung in Kraft gesetzt 
werden. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 18 
Abs. 1 Satz 3 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private 
Wirtschaft und für private Verbraucher nicht entstehen. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und 
der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten 

Smlouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 

o spolupräci policejnich orgänü a orgänü püsobicich 
pri ochrane stätnich hranic v pnhranicmch oblastech 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in der Absicht, die beiderseitigen Beziehungen zu intensivieren 
sowie die Zusammenarbeit der Polizei- und Grenzschutz- 
behörden zu vertiefen, 

in der Überzeugung, dass diese Zusammenarbeit in den 
Grenzgebieten für den Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie für die Kriminalitätsbekämpfung von wesent- 
licher Bedeutung ist, 

mit dem Ziel, der grenzüberschreitenden Kriminalität in den 
Grenzgebieten durch abgestimmte Pläne und Maßnahmen wirk- 
samer zu begegnen, 

in dem Bemühen, den grenzüberschreitenden Verkehr auch 
bei verstärkter Kontroll- und Fahndungstätigkeit so gering wie 
möglich zu beeinträchtigen - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Abschnitt I 
Allgemeines 

Artikel 1 

Gegenstand der Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsstaaten intensivieren die Zusammenarbeit 
zwischen den Polizei- und Grenzschutzbehörden in den Grenz- 
gebieten bei der Kriminalitätsbekämpfung sowie beim Schutz 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Die Zusammenarbeit 
der Polizei- und Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten im 
Rahmen des Strafverfahrens richtet sich nur in den Fällen, die 
nicht durch den Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tschechischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwen- 
dung vom 2. Februar 2000 geregelt sind, nach dem vorliegenden 
Vertrag. 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

v ümyslu zintenzivnit oboustranne vztahy a prohloubit spolu- 
präci policejnich orgänü a orgänü püsobicich pri ochrane stät- 
nich hranic, 

v presvedcem, ze tato spolupräce v pnhranicmch oblastech 
mä pri ochrane verejneho porädku a bezpecnosti, jakoz i pri 
potiräni trestne cinnosti podstatny vyznam, 


s cilem ücinneji celit trestne cinnosti presahujici stätni hranice 
v pnhranicmch oblastech na zäklade koordinovanych plänü a 
opatrem, 

ve snaze co moznä nejmene omezovat preshranicm styk i v 
podrm'nkäch zesi'lene kontrolm a pätracf cinnosti, 


se dohodly takto: 

Cast I 

Vseobecnä ustanovenf 

Clänek 1 

Predmet spolupräce 

(1) Smluvni stäty zintenzivm spolupräci mezi policejmmi 
orgäny a orgäny püsobicimi pri ochrane stätnich hranic v pnhra- 
nicmch oblastech pri potiräni trestne cinnosti, jakoz i pri ochrane 
verejneho porädku a bezpecnosti. Spolupräce policejnich 
orgänü a orgänü püsobicich pri ochrane stätnich hranic v pnhra- 
nicmch oblastech v rämci trestm'ho rizeni se ridi touto smlouvou 
pouze v tech pripadech, ktere nejsou upraveny Smlouvou mezi 
Spolkovou republikou Nemecko a Ceskou republikou o dodat- 
cich k Evropske ümluve o vzäjemne pomoci ve vecech trestmch 
z 20. dubna 1959 a usnadnem jejiho pouziväm ze dne 2. ünora 
2000 . 
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(2) Die internationale Zusammenarbeit bei der Kriminalitäts- 
bekämpfung durch die nationalen Zentralstellen, insbesondere 
im Rahmen der Internationalen Kriminalpolizeilichen Organi- 
sation (Interpol), wird in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften der Vertragsstaaten um die Zusammenarbeit in 
den Grenzgebieten gemäß diesem Vertrag ergänzt. 

(3) Die Grenzgebiete im Sinne dieses Vertrags entsprechen 
dem Zuständigkeitsbereich der in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Polizei- und Grenzschutzbehörden. 


Artikel 2 

Zuständige Behörden 

(1) Die Behörden, die in den Grenzgebieten im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags unmittelbaren 
Dienstverkehr betreiben, sind: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

a) die Polizeibehörden 
im Freistaat Sachsen 

- das Polizeipräsidium Dresden, 

- das Polizeipräsidium Chemnitz, 

- die Landespolizeidirektion Zentrale Dienste hinsichtlich der 
Wasserschutzpolizei; 

im Freistaat Bayern 

- das Polizeipräsidium Niederbayern/Oberpfalz, 

- das Polizeipräsidium Oberfranken, 

- das Polizeipräsidium Mittelfranken, 

- das Polizeipräsidium München, 

- das Polizeipräsidium Oberbayern; 

b) die Grenzschutzbehörden 

- das Bundesgrenzschutzamt Pirna, 

- das Bundesgrenzschutzamt Chemnitz, 

- das Bundesgrenzschutzamt Schwandorf; 
in der Tschechischen Republik 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Verwaltung des Süd- 
böhmischen Bezirks, Ceske Budejovice/Böhmisch Budweis, 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Verwaltung des West- 
böhmischen Bezirks, Plzen/Pilsen, 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Verwaltung des Nord- 
böhmischen Bezirks, Üsti nad Labem/Aussig; 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Bezirksermittlungs- 
behörde des Südböhmischen Bezirks, Ceske Budejovice/ 
Böhmisch Budweis, 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Bezirksermittlungs- 
behörde des Westböhmischen Bezirks, Plzen/Pilsen, 

- die Polizei der Tschechischen Republik, Bezirksermittlungs- 
behörde des Nordböhmischen Bezirks, Üsti nad Labern/ 
Aussig. 

(2) Bei der Kriminalitätsbekämpfung in den Grenzgebieten 
oder bei Gefahr im Verzug kann der unmittelbare Dienstverkehr 
mit den in Absatz 1 genannten tschechischen Behörden selb- 
ständig durch die Landeskriminalämter Sachsens und Bayerns 
wahrgenommen werden. Dies gilt nicht in Fällen der originären 
Zuständigkeit des Bundeskriminalamtes auf deutscher Seite und 
der Behörden der Polizei der Tschechischen Republik mit 
gesamtstaatlicher Zuständigkeit auf tschechischer Seite. 

(3) In die Zusammenarbeit nach diesem Vertrag sind die in 
Absatz 4 genannten Zollbehörden der Bundesrepublik Deutsch- 
land insoweit einbezogen, als sie aufgrund innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften Aufgaben im Zusammenhang mit Verboten 
und Beschränkungen des grenzüberschreitenden Warenver- 
kehrs oder Aufgaben der in Absatz 1 genannten Grenz- 


(2) Mezinärodm spolupräce närodnfch üstreden pri potiräni 
trestne cinnosti, zejmena v rämci Mezinärodm organizace kri- 
minälnf policie (Interpol), bude v souladu s prävm'mi predpisy 
smluvm'ch stätü doplnena o spolupräci v prihranicnich oblastech 
podle teto smlouvy. 

(3) Prihranicmmi oblastmi se ve smyslu teto smlouvy rozurm 
üzemi v püsobnosti policejmch orgänü a orgänü püsobi'cfch pri 
ochrane stätm'ch hranic uvedenych v clänku 2 ödst. 1 . 

Clänek 2 
Prislusne orgäny 

(1) Orgäny, ktere v prihranicnich oblastech v rämci sve 
püsobnosti udrzuji podle teto smlouvy bezprostredm sluzebni 
styk, jsou: 

ve Spolkove republice Nemecko 

a) policejni orgäny 

ve Svobodnem stäte Sasko 

- Policejni prezidium Dresden/Dräzd’any, 

- Policejni' prezidium Chemnitz/Saskä Kamenice, 

- Zemske policejni' reditelstvf Centrälm sluzby v zälezitos- 
tech tykaji'cich se ncm policie; 

ve Svobodnem stäte Bavorsko 

- Policejni' prezidium Dolni Bavorsko/Horm Falc, 

- Policejni' prezidium Horm' Franky, 

- Policejni' prezidium Stredrn' Franky, 

- Policejni' prezidium München/Mnichov, 

- Policejni' prezidium Horm Bavorsko; 

b) orgäny püsobici pri ochrane stätmch hranic 

- Ürad Spolkove ochrany hranic Pirna, 

- Ürad Spolkove ochrany hranic Chemnitz/Saskä Kamenice, 

- Ürad Spolkove ochrany hranic Schwandorf; 
v Ceske republice 

- Policie Ceske republiky spräva Jihoceskeho kraje Ceske 
Budejovice, 

- Policie Ceske republiky spräva Zäpadoceskeho kraje Plzen, 

- Policie Ceske republiky spräva Severoceskeho kraje Üsti nad 
Labern; 

- Policie Ceske republiky krajsky ürad vysetroväm Jihoceskeho 
kraje Ceske Budejovice, 

- Policie Ceske republiky krajsky ürad vysetroväm Zäpadoces- 
keho kraje Plzen, 

- Policie Ceske republiky krajsky ürad vysetroväm' Severoces- 
keho kraje Üsti nad Labern. 

(2) Pri potiräni trestne cinnosti v prihranicnich oblastech nebo 
v pri'pade nebezpeci z prodlem müze byt bezprostredm' sluzebni 
styk s ceskymi orgäny uvedenymi v odstavci 1 uskutecnovän 
samostatne zemskymi kriminälm'mi ürady Saska a Bavorska. To 
neplati v phpadech, ktere jsou ve vylucne kompetenci Spolko- 
veho kriminälm'ho üradu na nemecke strane a ütvarü Policie 
Ceske republiky s celostätm püsobnosti na ceske strane. 

(3) Spolupräce podle teto smlouvy se tykä celnich orgänü 
Spolkove republiky Nemecko uvedenych v odstavci 4, pokud na 
zäklade vnitrostätm'ch prävm'ch predpisü plm ükoly v souvislosti 
se zäkazy a omezem'mi pfeshranicnf prepravy zbozi nebo 
pokud plm ükoly orgänü püsobicich pri ochrane stätm'ch hranic 
uvedenych v odstavci 1 . Spolupräce podle teto smlouvy se tykä 
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Schutzbehörden wahrnehmen. In die Zusammenarbeit nach die- 
sem Vertrag sind die in Absatz 4 genannten Zollbehörden der 
Tschechischen Republik insoweit einbezogen, als sie aufgrund 
innerstaatlicher Rechtsvorschriften die Stellung einer Polizei- 
behörde haben. 

(4) Die Zollbehörden, die in den Grenzgebieten im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit einen unmittelbaren Dienstverkehr unter- 
einander sowie mit den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Behörden betreiben, sind: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- das Hauptzollamt Löbau, 

- das Hauptzollamt Pirna, 

- das Hauptzollamt Chemnitz, 

- das Hauptzollamt Plauen, 

- das Hauptzollamt Hof, 

- das Hauptzollamt Weiden, 

- das Hauptzollamt Passau; 

- das Zollfahndungsamt Dresden, 

- das Zollfahndungsamt München, 

- das Zollfahndungsamt Nürnberg; 
in der Tschechischen Republik 

- die Zolldirektion Ceske Budejovice/Böhmisch Budweis, 

- die Zolldirektion Plzen/Pilsen, 

- die Zolldirektion Üsti nad Labem/Aussig. 


Abschnitt II 

Zusammenarbeit 

der Polizei- und Grenzschutzbehörden 
in den Grenzgebieten 

Artikel 3 

Allgemeine Zusammenarbeit 

(1) Die in Artikel 2 genannten Behörden werden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten und in Übereinstimmung mit den je- 
weiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften Zusammenarbeiten, 
insbesondere 

a) durch Informationsaustausch im Wege 

1 . der Übermittlung von Informationen über Straftaten in den 
Grenzgebieten, über deren Täter und Teilnehmer, über 
Personen, die verdächtig sind, Täter oder Teilnehmer 
solcher Straftaten zu sein sowie über die Umstände ihrer 
Begehung und die getroffenen Maßnahmen, 

2. der Übermittlung von Erfahrungen und Informationen, 
insbesondere über neue Erscheinungsformen der Krimi- 
nalität in den Grenzgebieten, 

3. der regelmäßigen Übermittlung von Informationen zu 
vereinbarten Terminen zwecks Erarbeitung gemeinsamer 
Lagebilder für die Grenzgebiete, 

4. der rechtzeitigen Unterrichtung über bevorstehende 
besondere Ereignisse, Aktionen und Einsätze in den 
Grenzgebieten, 

5. der Übermittlung von Informationen über grenzüber- 
schreitende Gefahrguttransporte, 

6. des Austausches von Informationen und Dokumen- 
tationen aus dem wissenschaftlich-technischen Bereich, 

7. der gegenseitigen Bereitstellung von Fachliteratur auf 
Nachfrage, 

8. der gegenseitigen Unterrichtung über die den Gegen- 
stand dieses Vertrags betreffenden rechtlichen und 
internen Vorschriften sowie über deren Änderungen; 


celnfch orgänü Ceske republiky uvedenych v odstavci 4, pokud 
majf na zäklade vnitrostätnfch prävnfch predpisü postavenf poli- 
cejnfho orgänu. 


(4) Celnfmi orgäny, ktere v prfhranicnfch oblastech v rämci 
sve püsobnosti udrzujf bezprostrednf sluzebnf styk mezi sebou, 
jakoz i s orgäny uvedenymi v odstavcfch 1 a 2 jsou: 

ve Spolkove republice Nemecko 

- Hlavnf celni ürad Löbau, 

- Hlavnf celni ürad Pirna, 

- Hlavnf celni ürad Chemnitz/Saskä Kamenice, 

- Hlavnf celni ürad Plauen/Plavno, 

- Hlavnf celni ürad Hof, 

- Hlavnf celni ürad Weiden, 

- Hlavnf celni ürad Passau/Pasov; 

- Celni pätracf ürad Dresden/Dräzd’any, 

- Celni pätracf ürad München/Mnichov, 

- Celni pätracf ürad Nürnberg/Norimberk; 
v Ceske republice 

- Celni reditelstvf Ceske Budejovice, 

- Celni reditelstvf Plzen, 

- Celni reditelstvf Üstf nad Labern. 


Cäst II 

Spolupräce policejm'ch orgänü 
a orgänü püsobfcfch pri ochrane 
stätnfch hranic v pnhranicnich oblastech 

Clänek 3 

Vseobecnä spolupräce 

(1) Orgäny uvedene v clänku 2 budou spolupracovat v rämci 
svych kompetencf a v souladu se svymi vnitrostätnfmi prävnfmi 
predpisy zejmena 

a) formou vymeny informacf 

1. predävänfm informacf o trestnych cinech v prfhranicnfch 
oblastech, o jejich pachatelfch a ücastnfcfch, o osobäch, 
ktere jsou podezrele, ze jsou pachateli nebo ücastnfky 
techto trestnych cinü, jakoz i o okolnostech jejich 
spächänf a o prijatych opatrenfch, 

2. predävänfm zkusenostf a informacf, zejmena o novych 
formäch trestne cinnosti v prfhranicnfch oblastech, 

3. pravidelnym predävänfm informacf za ücelem vypra- 
covävänf spolecnych situacnfch zpräv pro pffhranicm 
oblasti v dohodnutych termfnech, 

4. vcasnym informovänfm o predpoklädanych zvlästnfch 
udälostech, akcfch a zäsazfch v prfhranicnfch oblastech, 

5. predävänfm informacf o preshranicnf preprave nebez- 
pecnych zäsilek, 

6. vymenou informacf a dokumentacf z vedeckotechnicke 
oblasti, 

7. vzäjemnym poskytovänfm odbome literatury na zäklade 
zädosti, 

8. vzäjemnym informovänfm o prävnfch a internfch pred- 
pisech tykajfcfch se predmetu teto smlouvy, jakoz i o 
jejich zmenäch; 
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b) durch Intensivierung der gegenseitigen Kommunikation im 

Wege der 

1. Benennung von Ansprechpartnern mit, soweit möglich, 
Kenntnissen der Sprache des jeweils anderen Vertrags- 
staates, 

2. kurzzeitigen Entsendung von Fachberatern aufgrund 
eines Ersuchens, 

3. gegenseitigen Hospitationen, 

4. gegenseitigen Bereitstellung von Informationen, zum 
Beispiel über wichtige Telefon-, Telefax- und Funkverbin- 
dungen sowie E-Mail-Adressen der in Artikel 2 genannten 
Behörden; 

c) durch Verstärkung der Koordination polizeilicher Einsätze im 

Wege der 

1 . Benennung von Koordinierungsstellen zur Kriminalitäts- 
bekämpfung in den Grenzgebieten, 

2. Erstellung gemeinsamer Lagebilder und Einsatzpläne für 
die Grenzgebiete, 

3. Durchführung koordinierter Maßnahmen beiderseits der 
Staatsgrenze; 

d) durch Verbesserung der Kommunikationsverbindungen im 

Wege der 

1. Bereitstellung von drahtgebundenen Übergabepunkten 
zur Übertragung von Sprache, Bild und Daten, 

2. bedarfsspezifischen Einrichtung von Funkverbindungen 
auf koordinierten Frequenzen, 

3. Zusammenarbeit bei der Sicherstellung des ungestörten 
Betreibens von polizeilichen Funksystemen; 

e) durch gegenseitige Bereitstellung von polizeitechnischen 

Mitteln im Bedarfsfall; 

f) durch Maßnahmen im Bereich der Ausbildung, insbesondere 

der 

1 . Weitergabe von Erfahrungen und Informationen über 
Methoden der Kriminalitätsbekämpfung, 

2. Unterstützung beim Unterricht in der Sprache des jeweils 
anderen Vertragsstaates, 

3. Durchführung gemeinsamer Arbeitstagungen, 

4. Schulung von Spezialisten, 

5. Teilnahme von Beobachtern an Übungen. 

(2) Die in Artikel 2 genannten Behörden werden im Rahmen 
der Zusammenarbeit im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung 
nur solche Informationen austauschen, die sich auf Kriminalität 
von regionaler Bedeutung in den Grenzgebieten beziehen. Die 
Beschränkung des Informationsaustausches gilt nicht bei Gefahr 
im Verzug. 


Artikel 4 

Besondere Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die in Artikel 2 genannten Behörden leisten einander in den 
Grenzgebieten im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten zur 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
sowie zur Verhütung von Straftaten Hilfe. Ist die ersuchte 
Behörde für die Erledigung des Ersuchens nicht zuständig, leitet 
sie das Ersuchen an die Behörde weiter, die für die Erledigung 
des Ersuchens zuständig ist. Die ersuchende Behörde wird über 
die Weiterleitung informiert. 

(2) Hilfeersuchen nach Absatz 1 bezüglich der Verhütung 
von Straftaten werden grundsätzlich zwischen den nationalen 
Zentralstellen der Vertragsstaaten übermittelt und erledigt. Sie 
können unmittelbar zwischen den in Artikel 2 genannten Be- 
hörden übermittelt und erledigt werden, soweit 


b) zintenzivnenim vzäjemne komunikace 

1. urcenim kontaktm'ch osob, pokud mozno se znalostmi 
jazyka druheho smluvmho statu, 

2. krätkodobym vysilänfm konzultantü na zäklade zädosti, 

3. vzäjemnymi hospitacemi. 

4. vzäjemnym poskytovämm informaci, naphklad informacf 
o dülezitych telefonm'ch, faxovych a radiovych spojemch, 
jakoz i adres elektronicke posty orgänü uvedenych v 
clänku 2; 

c) posilemm koordinace policejm'ch zäsahü 

1. urcenim koordinacmch pracovisf pro potiräm' trestne 
cinnosti v pnhranicm'ch oblastech, 

2. vyhotovoväm'm spolecnych situacmch zpräv a zäsa- 
hovych plänü pro pnhranicm oblasti, 

3. provädem'm koordinovanych opatrem po obou stranäch 
stätm'ch hranic; 

d) zkvalitnemm komunikacm'ch spojeni 

1. poskytovämm linkovych rozhram za ücelem prenosu 
reci, obrazu a dat, 

2. zfizoväm'm radioveho spojeni na koordinovanych kmitoc- 
tech prizpüsobeneho konkretm'm potrebäm, 

3. prostrednictvim spolupräce pri zajisfoväm neruseneho 
provozu policejnfch radiovych systemü; 

e) vzäjemnym poskytovämm policejne technickych prostredkü 

v pripade potreby; 

f) formou opatrem v oblasti vzdelävänf a vycviku, kterä zahr- 

nujf predevsim 

1 . predäväm zkusenosti a informaci o metodäch potiräm 
trestne cinnosti, 

2. pomoc pri vyuce jazyka druheho smluvmho stätu, 

3. uskutecnoväm spolecnych pracovmch jednäni, 

4. skoleni specialistü, 

5. ücast pozorovatelü na cvicemch. 

(2) Orgäny uvedene v clänku 2 si budou v rämci spolupräce v 
oblasti potiräm trestne cinnosti vymenovat pouze takove infor- 
mace, ktere se vztahuji k trestne cinnosti regionälniho vyznamu 
v pnhranicm'ch oblastech. Toto omezeni vymeny informaci 
neplati v pripade nebezpeci z prodlem. 


Clänek 4 

Zvlästm formy spolupräce 

(1) Orgäny uvedene v clänku 2 si budou navzäjem v pnhra- 
nicm'ch oblastech v rämci sve püsobnosti poskytovat pomoc za 
ücelem odvracem ohrozem verejneho porädku a bezpecnosti, 
jakoz i za ücelem predchäzem trestne cinnosti. Nebude-Ii 
dozädany orgän prislusny pro vyrizem zädosti, postoupi ji orgä- 
nu, ktery pro vyrizem zädosti prislusny je. O postoupenf bude 
zädajicf orgän informovän. 

(2) Zädosti o pomoc podle odstavce 1 tykajici se predchäzem' 
trestne cinnosti budou zäsadne zasi'läny a vyrizoväny 
prostrednictvim närodm'ch üstreden smluvm'ch stätü. Bezpro- 
stredne mezi orgäny uvedenymi v clänku 2 mohou byt zasi'läny 
a vyrizoväny, pokud 
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a) sie Straftaten betreffen, bei denen voraussichtlich der 
Schwerpunkt der Begehung und der Verfolgung in den 
Grenzgebieten liegt, 

b) es nicht möglich ist, das Ersuchen zuzustellen oder es recht- 
zeitig durch die nationalen Zentralstellen zu erledigen, oder 

c) eine unmittelbare Zusammenarbeit zweckmäßig ist und dazu 
das Einvernehmen der jeweiligen nationalen Zentralstelle 
vorliegt. 

(3) Hilfeersuchen nach Absatz 1 bezüglich der Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung werden 
unmittelbar zwischen den in Artikel 2 genannten Behörden über- 
mittelt und erledigt. Die Möglichkeit der Übermittlung und Erledi- 
gung solcher Ersuchen zwischen den nationalen Zentralstellen 
bleibt unberührt. 

(4) Hilfeersuchen nach den Absätzen 1 bis 3 können ins- 
besondere betreffen: 

a) Halter-, Eigentümer- und Führerfeststellungen bei Straßen-, 
Wasser- und Luftfahrzeugen, 

b) Informationen zu Führerscheinen und Fahrzeugpapieren 
sowie vergleichbaren Genehmigungen und Dokumenten, 

c) Aufenthalts- und Wohnsitzfeststellungen, Feststellungen 
des Aufenthaltsstatus und Überprüfungen der Aufenthalts- 
berechtigung, 

d) Feststellungen von Telefon-, Telefax-, Telex- und Internet- 
anschlussinhabern und Anschlussinhabern in sonstigen 
Bereichen der Informations- und Kommunikationstechnik, 

e) Feststellungen der Identität von Personen, 

f) Informationen über die Herkunft von Sachen, beispielsweise 
von Schusswaffen, Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen, 

g) Auslösung und Koordinierung erster Fahndungsmaßnahmen, 

h) Polizeiliche Befragungen, 

i) Spurensuchen, -Sicherungen, -auswertungen und -abgleiche, 

j) Informationen aus polizeilichen Ermittlungen und Unterlagen 
sowie aus Informationssystemen, Registern und sonstigen 
Sammlungen nach Maßgabe der Rechtsvorschriften der 
Vertragsstaaten. 

Artikel 5 

Zusammenarbeit 

in gemeinsam besetzten Dienststellen 

(1) Auf dem Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten können in der 
Nähe der Staatsgrenze Arbeitsstellen dauerhaft oder für einen 
befristeten Zeitraum eingerichtet werden, die durch Bedienstete 
der in Artikel 2 genannten Behörden beider Vertragsstaaten 
sowie bei Bedarf auch durch Bedienstete ihrer nationalen Zen- 
tralstellen besetzt werden (im Folgenden nur „gemeinsam 
besetzte Dienststellen“ genannt). Die Einrichtungs- und Betriebs- 
kosten werden gleichmäßig zwischen den Vertragsstaaten 
geteilt. 

(2) In den gemeinsam besetzten Dienststellen arbeiten die in 
Absatz 1 genannten Bediensteten zusammen, um Informationen 
über Angelegenheiten, die die Grenzgebiete betreffen, auszutau- 
schen, zu analysieren, weiterzu leiten und um in sonstiger Weise 
an der Abstimmung der Zusammenarbeit nach Maßgabe dieses 
Vertrags mitzuwirken. Der Dienstverkehr und der Informations- 
austausch zwischen den nationalen Zentralstellen bleiben 
unberührt. 

(3) Die Bediensteten in den gemeinsam besetzten Dienst- 
stellen unterstehen ausschließlich der Weisungs- und Disziplinar- 
gewalt ihrer jeweiligen nationalen Behörden. Gemeinsame ope- 
rative Einsätze werden von den Bediensteten in den gemeinsam 
besetzten Dienststellen nur bei Einvernehmen zwischen den in 
Artikel 2 genannten Behörden beider Vertragsstaaten und nur 
in den Formen, die in diesem Vertrag vorgesehen sind, durch- 
geführt. 


a) se tykaji trestnych cinü, u nichz Ize predpoklädat teziste 
jejich pächänf a jejich stfhänf v prihranicmch oblastech, 

b) neni mozne dorucit zädost nebo ji vyrfdit vcas prostrednict- 
vi'm närodnich üstreden nebo 

c) je bezprostrednf spolupräce ücelnä a prfslusnä närodnf 
üstredna je s tfm srozumena. 

(3) Zädosti o pomoc podle odstavce 1 tykajfcf se odvracenf 
ohrozenf verejneho porädku a bezpecnosti si budou 
bezprostredne zasilat a vyrizovat je orgäny uvedene v clänku 2. 
Moznost zasflänf a vyrizovänf takovych zädosti prostrednictvfm 
närodnich üstreden neni dotcena. 

(4) Zädosti o pomoc podle odstavcü 1 az 3 se mohou tykat 
zejmena: 

a) zjisfoväni drzitelü, majitelü a ridicü silnicnfch vozidel, plavidel 
a letadel, 

b) informaci o ridicskych prükazech a dokladech k vozidlüm, 
jakoz i o srovnatelnych oprävnemch a dokladech, 

c) zjisfoväni pobytu a mfsta bydliste, zjisfoväni' druhu pobytu a 
proverovänf oprävnenosti pobytu, 

d) zjisfoväni majitelü telefonnfch, faxovych, telexovych a inter- 
netovych pripojek a majitelü pripojek v ostatm'ch oblastech 
informacm a komunikacm techniky, 

e) zjisfoväni totoznosti osob, 

f) informaci o püvodu vecf, naprfklad strelnych zbranf, sil- 
nicnfch vozidel, plavidel a letadel, 

g) zahajovänf a koordinace prvotnfch pätracfch opatrenf, 

h) policejnfch dotazoväm, 

i) vyhledävänf, zajisfovänf, vyhodnocoväm a porovnäväm 
stop, 

j) informaci z policejnfch setrenf a podkladü, jakoz i z infor- 
macnfch systemü, evidencf a jinych souborü podle prävnfch 
predpisü smluvnfch stätü. 


Clänek 5 
Spolupräce ve 

spolecne obsazenych sluzebnäch 

(1) Na üzemf smluvnfch stätü mohou byt v blfzkosti stätnfch 
hranic zrizoväna trvale nebo na omezenou dobu pracoviste, 
kterä budou obsazena pracovnfky orgänü uvedenych v clänku 2 
obou smluvnfch stätü a v prfpade potreby rovnez pracovnfky 
jejich närodnich üstreden (däle jen „spolecne obsazene 
sluzebny“). Smluvnf stäty si rovnomerne rozdelf näklady na 
jejich zrfzenf a provoz. 


(2) Ve spolecne obsazenych sluzebnäch budou pracovnfci 
uvedenf v odstavci 1 spolupracovat, aby si vymenovali, analyzo- 
vali a däle postupovali informace o zälezitostech, ktere se tykaji 
prihranicmch oblastf, a aby se i jinym zpüsobem podfleli na 
koordinaci spolupräce podle teto smlouvy. Sluzebnf styk a 
vymena informaci prostrednictvfm närodnich üstreden nejsou 
dotceny. 

(3) Pracovnfci ve spolecne obsazenych sluzebnäch spadajf 
vylucne pod narizovacf a disciplinärnf pravomoc svych vnitro- 
stätnfch orgänü. Spolecne operativnf zäsahy budou provädet 
pracovnfci ve spolecne obsazenych sluzebnäch pouze po doho- 
de orgänü uvedenych v clänku 2 obou smluvnfch stätü a pouze 
v tech formäch, ktere tato smlouva umoznuje. 
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Artikel 6 

Gemeinsame Einsatzformen 

(1) Die in Artikel 2 genannten Behörden können zur Intensivie- 
rung der Zusammenarbeit nach Maßgabe dieses Vertrags 

a) im Bedarfsfall gemeinsame Streifen und gemeinsam besetzte 
Kontrollgruppen einrichten, in denen Bedienstete der Be- 
hörden des einen Vertragsstaates bei Einsätzen auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates Unterstützungs- 
tätigkeiten wahrnehmen, 

b) Bedienstete des anderen Vertragsstaates im Bedarfsfall zu 
Informations- und Konsultationszwecken an Einsätzen betei- 
ligen, bei denen insbesondere Staatsangehörige des anderen 
Vertragsstaates betroffen sind, 

c) im Bedarfsfall gemeinsame Einsatzleitungen zu Informations- 
und Konsultationszwecken bilden, 

d) nach Maßgabe abgestimmter Pläne jeweils auf dem Hoheits- 
gebiet ihres Staates an grenzüberschreitenden Fahndungs- 
aktionen teilnehmen, 

e) gemeinsame Programme der Kriminalitätsprävention planen 
und durchführen. 

(2) Die Bestimmungen in Absatz 1 Buchstaben b und c finden 
bei der Zusammenarbeit im Rahmen des Strafverfahrens keine 
Anwendung. 


Artikel 7 

Unterstützung durch 

Bedienstete des anderen Vertragsstaates 

(1) Im Falle eines dringenden Bedarfs kann jeder Vertragsstaat 
zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung sowie zur Kriminalitätsbekämpfung den in Artikel 2 genann- 
ten Behörden des anderen Vertragsstaates eigene Bedienstete 
der in Artikel 2 genannten Behörden unterstellen, um jene bei der 
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben zu unterstützen. 

(2) Die Unterstützung nach Absatz 1 kann nur erfolgen, wenn 
zwischen den hierzu nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
berechtigten Bediensteten beider Vertragsstaaten Einvernehmen 
hergestellt worden ist. 

(3) Ein dringender Bedarf zur Unterstützung nach Absatz 1 
liegt bei der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung insbesondere vor, wenn die erforderliche polizei- 
liche Maßnahme ohne einen Einsatz von Bediensteten gemäß 
Absatz 1 vereitelt oder ernsthaft gefährdet würde, und bei 
der Kriminalitätsbekämpfung, wenn ohne einen Einsatz von 
Bediensteten gemäß Absatz 1 die polizeilichen Ermittlungen aus- 
sichtslos oder wesentlich erschwert wären. 

(4) Die nach Absatz 1 unterstützenden Bediensteten dürfen 
nur unter Leitung der einsatzführenden Behörde des anderen 
Vertragsstaates und in der Regel in Anwesenheit von Bedienste- 
ten des anderen Vertragsstaates polizeiliche Aufgaben wahrneh- 
men. Das Handeln der unterstützenden Bediensteten ist dem 
Vertragsstaat, dessen Behörde den Einsatz führt, zuzurechnen. 


Artikel 8 
Nacheile 

(1) Bedienstete der in Artikel 2 genannten Behörden, die eine 
Person verfolgen, die sich einer Grenz- oder Zollkontrolle ent- 
zieht, sind befugt, die Verfolgung über die Staatsgrenze hinweg 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne 
dessen vorherige Zustimmung fortzusetzen, wenn dessen 
zuständige Behörden wegen der besonderen Dringlichkeit der 
Angelegenheit nicht zuvor unterrichtet werden konnten oder 
nicht rechtzeitig zur Stelle sind, um die Verfolgung zu über- 
nehmen. Satz 1 gilt ebenso für die Verfolgung einer Person, die 
sich auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
innerhalb einer Entfernung von bis zu dreißig Kilometern von der 


Clänek 6 

Spolecne formy nasazenl 

(1) Orgäny uvedene v clänku 2 mohou za ücelem zintenzi- 
vnenl spolupräce podle feto smlouvy 

a) v prlpade potreby zrizovat spolecne hlfdky a spolecne obsa- 
zene kontrolnl skupiny, v nichz pracovnlci orgänü jednoho 
smluvnlho statu vykonävajl podpürne cinnosti pri zäsazich 
na üzeml druheho smluvnlho statu, 

b) umoznit, aby se pracovnlci orgänü druheho smluvnlho statu 
mohli v prlpade potreby za ücelem poskytnutl informacl a 
konzultacl podllet na zäsazich, pri nichz jsou zejmena dotce- 
ni obcane druheho smluvnlho stätu, 

c) v prlpade potreby vytväret spolecnä vedenl zäsahü za üce- 
lem poskytovänl informacl a konzultacl, 

d) podle koordinovanych plänü vzdy na üzeml sveho stätu se 
podllet na pätraclch akclch presahujlclch stätnl hranice, 

e) plänovat a provädet spolecne programy prevence kriminality. 

(2) Ustanovenl odstavce 1 plsm. b) a c) se nepouzijl v prlpade 
spolupräce v rämci trestnlho rlzenl. 

Clänek 7 

Podpora ze strany 

pracovnlkü druheho smluvnlho stätu 

(1) V prlpade nalehave potreby müze kazdy smluvnl stät za 
ücelem odvracenl ohrozenl verejneho porädku a bezpecnosti, 
jakoz i za ücelem potlränl trestne cinnosti podrldit vlastnl pra- 
covnlky orgänü uvedenych v clänku 2 orgänüm druheho 
smluvnlho stätu uvedenym v clänku 2, aby je podporili pri plnenl 
policejnlch ükolü. 

(2) Podpora podle odstavce 1 müze byt poskytnuta pouze, 
pokud se tak dohodnou pracovnlci obou smiuvnlch stätü, kterl 
jsou k tomu oprävneni na zäklade vnitrostätnlch prävnlch 
predpisü. 

(3) Nalehavä potreba podpory podle odstavce 1 pri odvracenl 
ohrozenl verejneho porädku a bezpecnosti nastävä zejmena 
tehdy, jestlize by bylo potrebne policejnl opatrenl bez nasazenl 
pracovnlkü podle odstavce 1 zmareno nebo väzne ohrozeno, a 
pri potlränl trestne cinnosti, jestlize by bez nasazenl pracovnlkü 
podle odstavce 1 byla policejnl setrenl neüspesnä nebo zäsad- 
nlm zpüsobem ztlzenä. 

(4) Pracovnlci poskytujlcl podporu podle odstavce 1 smeji 
plnit policejnl ükoly pouze pod vedenlm orgänü druheho 
smluvnlho stätu, ktery bude rldit zäsah, a zpravidla za prl- 
tomnosti pracovnlkü druheho smluvnlho stätu. Za jednänl 
pracovnlkü poskytujlclch podporu nese odpovednost smluvnl 
stät, jehoz orgän rldl zäsah. 

Clänek 8 
Pronäsledoväm 

(1) Pracovnlci orgänü uvedenych v clänku 2, kterl pronäsle- 
dujl osobu, kterä se vyhybä hranicnl nebo celnl kontrole, jsou 
oprävneni pokracovat v pronäsledovänl pres stätnl hranice na 
üzeml druheho smluvnlho stätu bez jeho predchozlho souhlasu, 
jestlize jeho prlslusne orgäny nemohly byt s ohledem na zvlästnl 
nalehavost zälezitosti informoväny predem nebo nejsou vcas na 
miste, aby pronäsledovänl prevzaly. Prvnl veta platl rovnez pro 
pronäsledovänl osoby, kterä se na üzeml Spolkove republiky 
Nemecko ve vzdälenosti az do triceti kilometrü od stätnlch hra- 
nic a na üzeml Ceske republiky ve vzdälenosti az do dvaceti peti 
kilometrü od stätnlch hranic vyhybä policejnl kontrole nebo kon- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 1 4/7095 


Staatsgrenze oder auf dem Hoheitsgebiet der Tschechischen 
Republik innerhalb einer Entfernung von bis zu fünfundzwanzig 
Kilometern von der Staatsgrenze einer polizeilichen oder zollamt- 
lichen Kontrolle zum Zweck der Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität oder der Fahndung nach Straftätern 
entzieht. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Nacheile wird ohne räumliche 
oder zeitliche Begrenzung und unter folgenden allgemeinen 
Voraussetzungen ausgeübt: 

a) Die nacheilenden Bediensteten sind an die Bestimmungen 
dieses Artikels und die Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaates gebunden; sie haben Anordnungen der 
zuständigen Behörden dieses Vertragsstaates zu befolgen. 

b) Die nacheilenden Bediensteten nehmen unverzüglich, im 
Regelfall bereits vor Grenzübertritt, Kontakt mit der zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragsstaates auf. Die Ver- 
folgung ist einzustellen, sobald der Vertragsstaat, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Verfolgung stattfinden soll oder bereits 
stattfindet, dies verlangt. Auf Ersuchen der nacheilenden 
Bediensteten halten die Bediensteten der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaates die betroffene Person 
fest, um ihre Identität festzustellen und die zulässigen Maß- 
nahmen vorzunehmen. 

c) Wenn kein Einstellungsverlangen vorliegt und die zuständi- 
ge Behörde des anderen Vertragsstaates nicht rechtzeitig 
herangezogen werden kann, dürfen die nacheilenden Be- 
diensteten die Person festhalten, bis die Bediensteten der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates die Identi- 
tät feststellen und die zulässigen Maßnahmen vornehmen. 

d) Das Betreten von Wohnungen ist nicht zulässig. Im Übrigen 
dürfen Gebäude nur betreten werden, soweit es um öffentlich 
zugängliche Betriebs- oder Geschäftsräume während der 
Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftszeit geht. 

e) Die nacheilenden Bediensteten müssen eindeutig erkennbar 
sein, beispielsweise durch eine Uniform, eine Armbinde oder 
durch eine an dem Fahrzeug angebrachte Kennzeichnung; 
das Tragen von Zivilkleidung unter gleichzeitiger Benutzung 
eines getarnten Dienstfahrzeuges ohne die vorgenannte 
Kennzeichnung ist nicht zulässig; die nacheilenden Be- 
diensteten müssen jederzeit in der Lage sein, ihre amtliche 
Funktion nachzuweisen. 

f) Die verfolgte Person, die nach den Bestimmungen des Buch- 
staben c festgehalten wird, darf im Hinblick auf ihre Vor- 
führung vor die zuständige Behörde des anderen Vertrags- 
staates lediglich einer Sicherheitsdurchsuchung unterzogen 
werden; es dürfen ihr während der Beförderung Handfesseln 
angelegt werden. Die von dieser Person mitgeführten Gegen- 
stände dürfen bis zu deren Übergabe an die zuständigen 
Behörden des anderen Vertragsstaates vorläufig sicher- 
gestellt werden. 

g) Die nacheilenden Bediensteten melden sich nach jedem Ein- 
schreiten gemäß den Bestimmungen des Absatzes 1 bei den 
zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaates und 
erstatten Bericht; auf Ersuchen dieser Behörden sind sie 
verpflichtet, sich bis zur Klärung der Umstände des Ein- 
schreitens vor Ort bereitzuhalten. Dies gilt auch in Fällen, in 
denen die Nacheile nicht zu einem Festhalten führt. 

(3) Die Regierungen der Vertragsstaaten unterrichten einander 
auf diplomatischem Wege darüber, welche Behörden nach den 
Absätzen 1 und 2 zuständig sind. 

Artikel 9 

Einrichtung eines regelmäßigen Meldedienstes 
zur Bekämpfung unerlaubter Grenzübertritte 
und von Schleusungstätigkeiten 

(1) Zum Zwecke der Bekämpfung unerlaubter Übertritte der 
gemeinsamen Staatsgrenze und von Schleusungstätigkeiten 
richten die Vertragsstaaten untereinander einen regelmäßigen 
Meldedienst ein. 


trole celnfho orgänu provädene za ücelem potfräni preshranicnf 
trestne cinnosti anebo pätränf po pachatelfch trestnych cinü. 


(2) Pronäsledovänf uvedene v odstavci 1 se provädf bez 

prostoroveho nebo casoveho omezenf a za näsledujfcfch 

obecnych predpokladü: 

a) Pronäsledujici pracovnici jsou väzäni ustanovenfmi tohoto 
clänku a prävnfmi predpisy druheho smluvniho statu; musi 
dodrzovat pokyny prislusnych orgänü tohoto smluvniho 
statu. 

b) Pronäsledujici pracovnici naväzou neprodlene, zpravidla 
jeste pred prekrocenfm stätnfch hranic, kontakt s prfslusnym 
orgänem druheho smluvniho statu. Pronäsledovänf musi byt 
zastaveno, jakmile to bude pozadovat smluvnf stät, na jehoz 
üzemf mä byt pronäsledovänf provädeno nebo se jiz 
provädf. Na zädost pronäsledujfcfch pracovnfkü zadrzf 
pracovnici prfslusneho orgänu druheho smluvniho stätu 
dotcenou osobu, aby zjistili jejf totoznost a ucinili prfpustnä 
opatrenf. 

c) Jestlize nenf pozädäno o zastavenf pronäsledovänf a jest- 
lize prfslusny orgän druheho smluvniho stätu nelze vcas 
zapojit, smejf pronäsledujici pracovnici osobu zadrzet do 
doby, nez pracovnici prfslusneho orgänu druheho smluvniho 
stätu zjistf jejf totoznost a ucinf prfpustnä opatrenf. 

d) Vstup do obydlf je neprfpustny. V ostatnfch prfpadech Ize do 
budov vstupovat pouze tehdy, jednä-li se o verejne prfstup- 
ne provoznf nebo prodejnf prostory behem pracovnf, pro- 
voznf nebo prodejnf doby. 

e) Pronäsledujici pracovnici musi byt jednoznacne rozpozna- 
telnf, naprfklad uniformou, päskou na pazi nebo oznacenfm 
umfstnenym na vozidle; nosenf civilnfho odevu pri soucas- 
nem pouzitf maskovaneho sluzebnfho vozidla bez vyse 
uvedeneho oznacenf je neprfpustne; pronäsledujici pra- 
covnfci musf byt vzdy schopni prokäzat svou sluzebnf 
funkci. 

f) Pronäsledovanä osoba, kterä je zadrzena podle ustanovenf 
pfsmene c), smf byt v souvislosti se svym predvedenfm k 
prfslusnemu orgänu druheho smluvniho stätu podrobena 
pouze bezpecnostnf prohlfdce; behem prevozu jf smejf byt 
nasazena pouta na rukou. Predmety, ktere mä tato osoba u 
sebe, smejf byt predbezne zajisteny do doby nez bude 
prevzata prfslusnymi orgäny druheho smluvniho stätu. 


g) Pronäsledujici pracovnici se hläsf po kazdem zäkroku podle 
odstavce 1 u prislusnych orgänü druheho smluvniho stätu a 
podajf zprävu; na zädost techto orgänü jsou povinni setrvat k 
dispozici na miste az do objasnenf okolnostf zäkroku. To 
platf i v prfpadech, kdy pronäsledovänf neskoncf zadrzenfm. 


(3) Vlädy smluvnfch stätü se budou navzäjem diplomatickou 
cestou informovat o tom, ktere orgäny jsou prfslusne podle 
odstavcü 1 a 2. 

Clänek 9 

Zrfzenf pravidelne ohlasovacf sluzby 
za ücelem potfräni nedovoleneho 
pfekracoväni stätnfch hranic a prevadecske cinnosti 

(1) Za ücelem potfräni nedovoleneho pfekracoväni spo- 
lecnych stätnfch hranic a prevadecske cinnosti zrfdf smluvnf 
stäty mezi sebou pravidelnou ohlasovacf sluzbu. 
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(2) Der Meldedienst umfasst insbesondere den ständigen 
Austausch von Informationen über Migrationsbewegungen, 
deren Umfang, Struktur und mögliche Zielrichtungen, ferner von 
Informationen über voraussichtliche Migrationsrouten und über 
die bei unerlaubten Grenzübertritten verwendeten Transport- 
mittel sowie über die Organisation von Schleusergruppen. Im 
Rahmen des Meldedienstes werden ferner anlassbezogene 
Berichte und Analysen oder periodische Lagebilder und 
-analysen ausgetauscht und es werden beabsichtigte Maß- 
nahmen gegenseitig mitgeteilt, die für den anderen Vertragsstaat 
von Bedeutung sein könnten. 

(3) Das Bundesministerium des Innern der Bundesrepublik 
Deutschland und das Ministerium des Innern der Tschechischen 
Republik geben gegenseitig auf diplomatischem Weg die Behör- 
den bekannt, die die Aufgaben des regelmäßigen Meldedienstes 
versehen werden. 


Artikel 10 

Gemeinsame Besprechungen 

Im Rahmen der Zusammenarbeit auf der Grundlage dieses 
Vertrags treffen sich Vertreter der in Artikel 2 genannten Behör- 
den bei Bedarf zu Besprechungen. 


Abschnitt III 
Rechtsverhältnisse 

Artikel 1 1 

Rechtsstellung und Befugnisse der Bediensteten 
der Behörden des anderen Vertragsstaates 

(1) Werden Bedienstete der in Artikel 2 genannten Behör- 
den oder der nationalen Zentralstellen im Rahmen der Zu- 
sammenarbeit nach diesem Vertrag auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates tätig, so stehen ihnen dort keinerlei 
Exekutivbefugnisse zu, sofern dieser Vertrag nicht ausdrück- 
lich etwas anderes bestimmt. Die Bediensteten sind jedoch 
befugt: 

a) Uniform zu tragen und Dienstwaffen sowie sonstige 
zugelassene Zwangsmittel wie Reizstoffe, Fesseln und 
Schlagstock mitzuführen, es sei denn, eine in Artikel 2 
genannte Behörde des Vertragsstaates, auf dessen Hoheits- 
gebiet die Bediensteten tätig werden, teilt im Einzelfall mit, 
dass sie dies nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen 
zu lässt, 

b) im Falle der Notwehr die Dienstwaffe zu gebrauchen, 

c) in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates einzu- 
reisen und sich dort bis zur erforderlichen Entfernung von 
der Staatsgrenze während der zur Erfüllung der Aufgaben 
nach diesem Vertrag notwendigen Zeit ohne Sichtvermerk 
und ohne Reisedokument aufzuhalten, sofern sie einen 
gültigen Dienstausweis mit Lichtbild und Unterschrift bei 
sich führen, 

d) ein Dienstkraft- oder Wasserfahrzeug zu benutzen. Nach 
Abstimmung mit den zuständigen Polizeibehörden des an- 
deren Vertragsstaates können Bedienstete der in Artikel 2 
genannten Behörden bei grenzüberschreitenden Einsätzen 
auch Luftfahrzeuge einsetzen. Die Bediensteten unterlie- 
gen bei den grenzüberschreitenden Einsätzen denselben 
verkehrsrechtlichen Bestimmungen wie die Bediensteten 
des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz 
erfolgt. 

(2) Soweit es für die Erfüllung von Aufgaben nach diesem 
Vertrag erforderlich ist, können die in Absatz 1 genannten Be- 
diensteten die Staatsgrenze auch außerhalb der Grenzüber- 
gänge überschreiten. 


(2) Ohlasovaci sluzba spocfvä zejmena ve stäle vymene 
informaci o migracmch pohybech, jejich rozsahu, strukture a 
moznych cilech, däle informaci o pravdepodobnych migracmch 
trasäch a dopravnfch prostredcfch pouzfvanych pri nedovo- 
lenem prekracovänf stätmch hranic, jakoz i o organizaci preva- 
decskych skupin. V rämci ohlasovaci sluzby budou däle 
vymenoväny zprävy a analyzy vztahujfcf se ke konkretnf situaci 
nebo pravidelne situacnf zprävy a analyzy a budou vzäjemne 
sdeloväna zamyslenä opatrenf, kterä by mohla mit vyznam pro 
druhy smluvnf stät. 

(3) Spolkove ministerstvo vnitra Spolkove republiky Nemecko 
a Ministerstvo vnitra Ceske republiky si vzäjemne diplomatickou 
cestou oznämf orgäny, ktere budou plnit ükoly pravidelne 
ohlasovaci sluzby. 

Clänek 10 
Spolecne porady 

V rämci spolupräce na zäklade teto smlouvy se budou v 
pripade potreby zästupci orgänü uvedenych v clänku 2 setkävat 
na poradäch. 

Cast III 

Prävni pomery 

Clänek 11 

Prävnf postavem a oprävnenf 
pracovnfkü orgänü druheho smluvmho stätu 

(1) Püsobf-Ii pracovmci orgänü uvedenych v clänku 2 nebo 
närodnfch üstreden v rämci spolupräce podle teto smlouvy na 
üzemi druheho smluvmho stätu, nemohou tarn vykonävat zädnä 
vykonnä oprävnenf, pokud tato smlouva vyslovne nestanovf 
jinak. Pracovmci jsou vsak oprävneni: 


a) nosit uniformu a sluzebnf zbrane, jakoz i ostatnf povolene 
donucovacf prostredky, jako slzotvorne prostredky, pouta a 
obusek, ledaze orgän uvedeny v clänku 2 smluvmho stätu, 
na jehoz üzemi pracovmci püsobf, v konkretnfm pripade 
sdelf, ze to nepovoluje nebo ze to povoluje jen za urcitych 
podmfnek, 

b) v pripade nutne obrany pouzft sluzebnf zbran, 

c) vstupovat na üzemi druheho smluvmho stätu a zdrzovat 
se tarn do potrebne vzdälenosti od stätmch hranic po dobu 
nezbytnou k plnenf ükolü podle teto smlouvy bez vfza a bez 
cestovnfho dokladu, pokud majf u sebe platny sluzebnf 
prükaz s fotografif a podpisem, 


d) pouzfvat sluzebnf motorove vozidlo nebo plavidlo. Po doho- 
de s prfslusnymi policejmmi orgäny druheho smluvmho stätu 
mohou pracovmci orgänü uvedenych v clänku 2 pri zäsazfch 
presahujfcfch stätnf hranice pouzft tez letadla. Pri zäsazfch 
presahujfcfch stätnf hranice podlehajf pracovmci tymz 
pravidlüm pro dopravu jako pracovmci smluvmho stätu, na 
jehoz üzemi zäsah probfhä. 


(2) Pokud je to nezbytne pro plnenf ükolü podle teto smlouvy, 
mohou pracovmci uvedenf v odstavci 1 prekracovat stätnf hrani- 
ce i mimo hranicnf prechody. 
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(3) Jeder Vertragsstaat ist gegenüber den auf sein Hoheits- 
gebiet entsandten Bediensteten des anderen Vertragsstaates in 
gleicher Weise zu Schutz und Beistand verpflichtet wie gegen- 
über den eigenen Bediensteten. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Bediensteten unterliegen in 
dienstrechtlicher, insbesondere in disziplinarrechtlicher und 
haftungsrechtlicher Hinsicht ausschließlich den in ihrem Staat 
geltenden Rechtsvorschriften. 

(5) Die in Absatz 1 genannten Bediensteten bedürfen für ihre 
Tätigkeit auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates im 
Rahmen der Zusammenarbeit nach Maßgabe dieses Vertrags 
keiner Arbeitserlaubnis. 


Artikel 12 
Zollbestimmungen 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauch bestimmten Gegenstände, 
welche von den Bediensteten der in Artikel 2 genannten Be- 
hörden oder der nationalen Zentralstellen, die im Rahmen der 
Zusammenarbeit nach Maßgabe dieses Vertrags auf dem Ho- 
heitsgebiet des anderen Vertragsstaates tätig werden, ein- oder 
ausgeführt werden, bleiben frei von Zöllen, Steuern, sonstigen 
Abgaben oder Gebühren. 

(2) Frei von Zöllen, Steuern, sonstigen Abgaben oder Ge- 
bühren bleiben auch die Gegenstände des persönlichen Bedarfs, 
einschließlich der Lebensmittel, die die Bediensteten nach 
Absatz 1 in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates mit 
sich führen und während ihres Dienstes benötigen. 

(3) Dienst- oder Privatfahrzeuge sowie Luft- und Wasser- 
fahrzeuge, die von Bediensteten nach Absatz 1 im Rahmen der 
Zusammenarbeit nach Maßgabe dieses Vertrags auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates verwendet werden, 
bleiben unter entsprechenden Kontrollmaßnahmen frei von 
Zöllen, Steuern, sonstigen Abgaben oder Gebühren. 

(4) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschrän- 
kungen finden auf die in den Absätzen 1 bis 3 angeführten 
Gegenstände und Fahrzeuge keine Anwendung. 


Artikel 13 

Haftungsregelungen 

(1) Die Vertragsstaaten verzichten wechselseitig auf sämtliche 
Entschädigungsansprüche aufgrund des Verlustes oder der 
Beschädigung von Vermögenswerten, die ihr Eigentum sind, 
wenn der Schaden von einem Bediensteten einer in Artikel 2 
genannten Behörde oder der nationalen Zentralstelle des an- 
deren Vertragsstaates bei der Wahrnehmung von Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrags ver- 
ursacht worden ist. 

(2) Die Vertragsstaaten verzichten wechselseitig auf sämtliche 
Entschädigungsansprüche aufgrund einer Verletzung oder des 
Todes eines Bediensteten einer in Artikel 2 genannten Behörde 
oder der nationalen Zentralstelle, wenn der Schaden bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Durch- 
führung dieses Vertrags verursacht worden ist. Schadensersatz- 
ansprüche des Bediensteten oder von Hinterbliebenen bleiben 
hiervon unberührt. 

(3) Wird durch einen Bediensteten einer in Artikel 2 genannten 
Behörde oder der nationalen Zentralstelle eines Vertragsstaates 
bei der Wahrnehmung von Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieses Vertrags im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates einem Dritten Schaden zugefügt, so haftet für 
den Schaden der Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet der 
Schaden eingetreten ist, und zwar nach Maßgabe der Rechts- 
vorschriften, die im Fall eines durch einen eigenen Bediensteten 
verursachten Schadens Anwendung finden würden. Der Ge- 
samtbetrag des Schadensersatzes, den dieser Vertragsstaat an 
die Geschädigten oder deren Rechtsnachfolger geleistet hat, 
wird diesem von dem Vertragsstaat, dessen Bediensteter den 


(3) Kazdy smluvni stät je povinen chränit pracovm'ky druheho 
smluvm'ho statu vyslane na jeho üzemi a pomähat jim stejnym 
zpüsobem jako pracovniküm vlastnim. 

(4) Z hlediska sluzebniho pomeru podlehaji pracovmci uve- 
deni v odstavci 1 , zejmena pokud jde o disciplinärni pfedpisy a 
pfedpisy upravujici jejich odpovednost, vylucne prävm'm 
pfedpisüm platnym v jejich state. 

(5) Pracovnici uvedeni v odstavci 1 nepotfebuji pro svou cin- 
nost na üzemi' druheho smluvm'ho statu v rämci spolupräce 
podle teto smlouvy povolenf k zamestnäni. 

Clänek 12 
Celni ustanovem 

(1) Vsechny pfedmety urcene pro sluzebm potfebu doväzene 
nebo vyväzene pracovm'ky orgänü uvedenych v clänku 2 nebo 
närodm'ch üstfeden, ktefi püsobi v rämci spolupräce podle teto 
smlouvy na üzemf druheho smluvniho stätu, jsou osvobozeny 
od cel, dam, jinych dävek ci poplatkü. 


(2) Od cel, dam, jinych dävek ci poplatkü jsou osvobozeny i 
predmety osobni potfeby vcetne potravin, ktere preväzeji pra- 
covnici podle odstavce 1 na üzemi druheho smluvm'ho stätu 
a ktere potfebuji behem sluzebniho pobytu. 

(3) Sluzebm nebo soukromä vozidla, jakoz i plavidla nebo 
letadla vyuzivanä pracovmky podle odstavce 1 v rämci spolu- 
präce podle teto smlouvy na üzemi druheho smluvniho stätu, 
jsou osvobozena od cel, dam', jinych dävek ci poplatkü pri 
zachoväm odpovidajicich kontrolm'ch opatfeni. 

(4) Zäkazy dovozu a vyvozu, jakoz i dovozni a vyvoznf ome- 
zeni se nepouziji na predmety a vozidla uvedenä v odstavcich 1 
az 3. 

Clänek 13 

Odpovednost za skody 

(1) Smluvni stäty se navzäjem zfikaji veskerych närokü na 
nähradu skody zpüsobene zträtou nebo poskozem'm majet- 
kovych hodnot, ktere jsou jejich vlastnictvim, jestlize byla skoda 
zpüsobena pracovmkem orgänu uvedeneho v clänku 2 nebo 
närodni üstfedny druheho smluvniho stätu pfi plneni ükolü 
souvisejicich s provädenim teto smlouvy. 


(2) Smluvni stäty se navzäjem zrikaji veskerych närokü na 
nähradu skody zpüsobene üjmou na zdravi nebo smrti pracov- 
nika orgänu uvedeneho v clänku 2 nebo närodni üstredny, jest- 
lize skoda vznikla pfi plneni ükolü souvisejicich s provädenim 
teto smlouvy. Tim nejsou dotceny näroky na nähradu skody 
pracovnika nebo pozüstalych osob. 


(3) Zpüsobi-Ii pracovm'k orgänu uvedeneho v clänku 2 nebo 
närodni üstredny jednoho smluvm'ho stätu na üzemi druheho 
smluvniho stätu pfi plneni ükolü souvisejicich s provädenim teto 
smlouvy skodu tfeti osobe, odpovidä za skodu ten smluvni stät, 
na jehoz üzemi vznikla, a to podle prävnich pfedpisü, ktere by 
se pouzily v pfipade, ze by skodu zpüsobil jeho vlastni pracov- 
m'k. Celkovä cästka nährady skody, kterou tento smluvni stät 
poskytl poskozenym nebo jejich prävnim nästupcüm, mu bude 
uhrazena smluvnim stätem, jehoz pracovm'k skodu zpüsobil. 
Pfedchozi veta se nepouzije, pokud skoda vznikla pfi plneni 
policejnich ükolü podle clänku 7. 
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Schaden verursacht hatte, erstattet. Der vorstehende Satz findet 
keine Anwendung, wenn der Schaden bei der Wahrnehmung 
polizeilicher Aufgaben nach Artikel 7 verursacht worden ist. 

(4) Die Behörden der Vertragsstaaten arbeiten eng zusammen, 
um die Erledigung von Schadensersatzansprüchen zu erleich- 
tern. Sie tauschen insbesondere sämtliche ihnen zugängliche 
Informationen über Schadensfälle im Sinne dieses Artikels 
aus. 

(5) Die Bestimmungen in Absatz 1 sowie in Absatz 2 Satz 1 
finden keine Anwendung, wenn der Schaden vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt worden ist. 


Artikel 14 

Weitere Bedingungen der Zusammenarbeit 

(1) Ist ein Vertragsstaat der Ansicht, dass die Erfüllung eines 
Hilfeersuchens oder eine sonstige Maßnahme aufgrund dieses 
Vertrags seine Souveränität beeinträchtigen, seine Sicherheit 
oder andere wesentliche Interessen gefährden oder seine 
Rechtsvorschriften verletzen können, kann er die Hilfe oder die 
Maßnahme ganz oder teilweise verweigern oder an die Erfüllung 
bestimmter Bedingungen knüpfen. 

(2) Dokumentationen, Informationen und polizeitechnische 
Mittel, die in Artikel 2 genannte Behörden aufgrund dieses Ver- 
trags erhalten haben, dürfen nicht ohne vorherige Zustimmung 
der die Dokumentation oder polizeitechnischen Mittel über- 
gebenden oder die Informationen übermittelnden Behörde an 
Dritte weitergeleitet werden. 

(3) Der Geheimschutz von Dokumentationen, Informationen 
und polizeitechnischen Mitteln, die von dem anderen Vertrags- 
staat übergeben oder übermittelt worden sind, richtet sich nach 
einem gesonderten Abkommen über den gegenseitigen Schutz 
von Verschlusssachen. 


Artikel 15 

Schutz personenbezogener Daten 

Soweit aufgrund dieses Vertrags personenbezogene Daten 
(im Folgenden nur „Daten“ genannt) übermittelt werden, gelten 
die nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung der Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten: 

a) Die Verwendung von Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Vertrag angeführten Zwecken und nur unter 
den durch die übermittelnde Stelle festgelegten Bedingungen 
zulässig. Ihre Verwendung ist darüber hinaus zur Bekämp- 
fung von Straftaten von erheblicher Bedeutung sowie zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung zulässig. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf 
Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die damit erzielten Ergebnisse. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
Daten, die sie zu übermitteln beabsichtigt, sowie auf deren 
Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit 
der Übermittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei ist die 
übermittelnde Stelle verpflichtet, die nach ihren innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften geltenden Übermittlungsverbote zu 
beachten. Die Übermittlung von Daten unterbleibt, soweit 
Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch Rechts- 
vorschriften verletzt oder schutzwürdige Interessen des Be- 
troffenen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrichtige 
Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durften, über- 
mittelt worden sind, so hat die übermittelnde Stelle diese Tat- 
sache dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Dieser ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung der Daten vor- 
zunehmen. 

d) Dem Betroffenen ist auf seinen Antrag über die zu seiner 
Person vorhandenen Daten sowie über den vorgesehenen 


(4) Orgäny smluvnfch stätü budou üzce spolupracovat, aby 
usnadnily vyhzenf närokü na nähradu skody. Zejmena si budou 
vymenovat veskere jim dostupne informace o skodmch pri'pa- 
dech ve smyslu tohoto clänku. 

(5) Ustanovenf odstavce 1 a prvni veta odstavce 2 se 
nepouziji, jestlize byla Skoda zpüsobena ümyslne nebo z hrube 
nedbalosti. 

Clänek 14 

Dalsi podminky spolupräce 

(1) Mä-Ii nektery ze smluvnich stätü zato, ze splneni zädosti o 
pomoc nebo jine opatreni na zäklade teto smlouvy mohou ome- 
zit jeho svrchovanost, ohrozit jeho bezpecnost nebo jine pod- 
statne zäjmy nebo porusit jeho prävnf predpisy, müze pomoc 
nebo opatreni zcela nebo zcästi odeprft nebo je müze väzat na 
splneni' urcitych podminek. 

(2) Dokumentace, informace a policejne technicke pro- 
stredky, ktere orgäny uvedene v clänku 2 obdrzely na zäklade 
teto smlouvy, nesmf byt bez predchozfho souhlasu orgänu, 
ktery dokumentaci, policejne technicke prostredky ci informace 
predal, postupoväny treti'm osobäm. 

(3) Ochrana utajovanych dokumentaci, informaci a policejne 
technickych prostredkü predanych druhym smluvni'm stätem se 
rfdf zvlästm dohodou o vzäjemne ochrane utajovanych skutec- 
nostf. 

Clänek 15 

Ochrana osobnich üdajü 

Pokud jsou na zäklade teto smlouvy predäväny osobnf üdaje 
(däle jen „üdaje“), platf näsledujfcf ustanovenf s tim, ze je nutno 
dodrzovat prävnf predpisy obou smluvnich stätü: 

a) Pouziti üdajü pffjemcem je prfpustne pouze k ücelüm 
uvedenym v teto smlouve a pouze za podminek stano- 
venych predävajfcfm orgänem. Krome toho je jejich pouziti' 
prfpustne za ücelem potfränf trestnych cinü zävazneho 
vyznamu, jakoz i za ücelem odvraceni zävaznych ohrozeni 
verejneho porädku a bezpecnosti. 

b) Ph'jemce na pozädänf informuje predävaji'ci orgän o pouziti 
predanych üdajü a o vysledcich tim dosazenych. 

c) Predävajici' orgän je povinen dbät na sprävnost üdajü, ktere 
zamysli predat, jakoz i na jejich potrebnost a primerenost s 
ohledem na ücel sledovany predäm'm. Pritom je predävajici' 
orgän povinen dbät na zäkazy predäväni üdajü platne podle 
jeho vnitrostätm'ch prävm'ch predpisü. K predänf üdajü nedo- 
jde, Ize-Ii düvodne predpoklädat, ze by tim byly poruseny 
prävnf predpisy nebo omezeny oprävnene zäjmy dotcene 
osoby. Ukäze-Ii se, ze byly predäny nesprävne üdaje nebo 
üdaje, ktere nesmely byt predäny, je predävajici orgän 
povinen tuto skutecnost sdelit neprodlene pffjemci. Ten je 
povinen provest opravu nebo znicenf üdajü. 


d) Dotcene osobe je nutno na jejf zädost poskytnout informaci 
o üdajfch o nf existujfcfch, jakoz i o zamyslenem ücelu jejich 
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Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Diese Auskunft 
wird jedoch nicht erteilt, sofern das öffentliche Interesse, die 
Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des Betroffenen 
überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des Betroffe- 
nen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaa- 
tes, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wurde. 

e) Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung von 
Daten auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht geltenden 
Löschungsfristen hin. Unabhängig von diesen Fristen sind 
die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, 
für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich 
sind. 

f) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von Daten 
aktenkundig zu machen. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, gegen Änderungen ohne Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle sowie gegen unbefugte Weitergabe und 
unbefugte Veröffentlichung zu schützen. 

Abschnitt IV 
Schlussbestimmungen 

Artikel 16 

Verhältnis zu anderen rechtlichen Regelungen 

Durch diesen Vertrag werden die Verpflichtungen der Ver- 
tragsstaaten aus anderen völkerrechtlichen Übereinkünften, 
deren Partei sie sind, sowie die durch innerstaatliche Rechts- 
vorschriften festgelegten Pflichten nicht berührt. 


Artikel 17 

Durchführungsvereinbarungen und Änderungen 

(1) Das Bundesministerium des Innern der Bundesrepublik 
Deutschland oder das Staatsministerium des Innern des Frei- 
staates Sachsen oder das Staatsministerium des Innern des 
Freistaates Bayern auf deutscher Seite sowie das Ministerium 
des Innern der Tschechischen Republik auf tschechischer Seite 
können auf der Grundlage und im Rahmen dieses Vertrags 
Vereinbarungen über seine Durchführung treffen. Insbesondere 
vereinbaren sie die Einrichtung der gemeinsam besetzten Dienst- 
stellen gemäß Artikel 5 Absatz 1 und die damit zusammen- 
hängenden Einzelheiten. 

(2) Die Regierungen der Vertragsstaaten zeigen einander 
Änderungen der Bezeichnung und des Zuständigkeitsbereichs 
der in diesem Vertrag genannten Behörden auf diplomatischem 
Wege an. 

(3) Die Regierungen der Vertragsstaaten können durch Noten- 
wechsel Änderungen der Grenzgebiete im Sinne von Artikel 1 
Absatz 3 vereinbaren. 


Artikel 18 

Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations- 
urkunden werden in Prag ausgetauscht. Dieser Vertrag tritt am 
ersten Tag des auf den Tag des Austausches der Ratifikations- 
urkunden folgenden Monats in Kraft. 

(2) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann ihn jederzeit schriftlich auf diplomati- 
schem Wege kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach 
dem Tag wirksam, an dem die Kündigung dem anderen Ver- 
tragsstaat zugegangen ist. 


pouzitf. Tato informace vsak nebude poskytnuta, pokud 
verejny zäjem neposkytnout informaci prevazuje nad zäj- 
mem dotcene osoby. Jinak se prävo dotcene osoby na 
poskytnutf informace o üdajfch k nf existujfcfch rfdf prävnfmi 
predpisy toho smluvnfho statu, na jehoz üzemf bylo o infor- 
maci pozädäno. 

e) Pri predävänf üdajü upozornf predävajfci orgän na Ihüty pro 
znicenf üdajü platne podle jeho vnitrostätnfch prävnfch 
predpisü. Nezävisle na techto Ihütäch je nutno predane 
üdaje znicit, pokud jiz nejsou potrebne k ücelu, za jakym byly 
predäny. 

f) Predävajfci orgän a prfjemce jsou povinni vest evidenci 
predänf a prevzetf üdajü. 

g) Predävajfci orgän a pffjemce jsou povinni ücinne chränit 
predävane üdaje proti neoprävnenemu prfstupu k nim, proti 
jejich zmenäm bez souhlasu predävajfcfho orgänu a proti 
jejich neoprävnenemu dalsfmu predävänf a neoprävnenemu 
zverejnovänf. 

Cast IV 

Zäverecnä ustanovem 

Clänek 16 

Vztah k jinym prävnfm üpraväm 

Zävazky smluvnfch stätü vyplyvajid' z jinych mezinärodnfch 
smluv, jejichz stranou jsou, jakoz i povinnosti stanovene vnitro- 
stätnfmi prävmmi predpisy nejsou touto smlouvou dotceny. 


Clänek 17 

Provädecf ujednänf a zmeny 

(1) Spolkove ministerstvo vnitra Spolkove republiky Nemecko 
nebo Stätnf ministerstvo vnitra Svobodneho stätu Sasko nebo 
Stätnf ministerstvo vnitra Svobodneho stätu Bavorsko na 
nemecke strane a Ministerstvo vnitra Ceske republiky na ceske 
strane mohou na zäklade a v rämci teto smlouvy uzavfrat ujed- 
nänf k jejfmu provädenf. Zejmena si dohodnou zrizenf spolecne 
obsazenych sluzeben podle clänku 5 ödst, las tfm souvisejfcf 
podrobnosti. 


(2) Vlädy smluvnfch stätü si diplomatickou cestou vzäjemne 
oznämf zmeny v oznacenf a püsobnosti orgänü uvedenych v 
teto smlouve. 

(3) Vlädy smluvnfch stätü se mohou formou vymeny not 
dohodnout na zmenäch prfhranicnfch oblastf ve smyslu clänku 1 
ödst. 3. 

Clänek 18 

Vstup v platnost a vypovecf 

(1) Tato smlouva podlehä ratifikaci. Ratifikacnf listiny budou 
vymeneny v Praze. Tato smlouva vstoupf v platnost prvnfho dne 
mesfce näsledujfcfho po dni vymeny ratifikacnfch listin. 

(2) Tato smlouva se uzavfrä na dobu neurcitou. Kazdy smlu- 
vnf stät ji müze kdykoliv pfsemne vypovedet diplomatickou 
cestou. Vypoved’ nabyvä ücinnosti sest mesfcü po dni, v nemz 
byla vypovecf dorucena druhemu smluvnfmu stätu. 
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(3) Die Registrierung des Vertrags beim Sekretariat der Ver- 
einten Nationen nach Artikel 1 02 der Charta der Vereinten Natio- 
nen wird von der Bundesrepublik Deutschland veranlasst. Die 
Tschechische Republik wird unter Angabe der Registrierungs- 
nummer der Vereinten Nationen von der erfolgten Registrierung 
unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten Natio- 
nen bestätigt worden ist. 


(3) Registraci Smlouvy u sekretariätu Organizace spojenych 
närodü podle clänku 102 Charty Organizace spojenych närodü 
zajisti Spolkovä republika Nemecko. Ceskä republika bude o 
provedene registraci informoväna s uvedem'm registracm'ho 
cisla Organizace spojenych närodü, jakmile bude toto potvrzeno 
sekretariätem Organizace spojenych närodü. 


Geschehen zu Berlin am 19. September 2000 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Däno v Berline dne 19. zäh 2000 ve dvou püvodnich vyhoto- 
venich, kazde v jazyce nemeckem a ceskem, pricemz obe zneni 
maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Dr. H i I g e r 
Schily 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Gross 
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Denkschrift zu dem Vertrag 
Allgemeines 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
meisten ihrer Nachbarstaaten ist eine vertiefte grenzüber- 
schreitende polizeiliche Zusammenarbeit zur Bekämpfung 
grenzüberschreitender Kriminalität (einschließlich ille- 
galer Einwanderung) sowie zur Gefahrenabwehr auf der 
Grundlage des Schengener Regelwerks möglich. Der 
vorliegende Vertrag soll im Verhältnis zur Tschechischen 
Republik, die als Nicht-EU-Mitglied nicht an der Schen- 
gener Kooperation teilnehmen kann, Rechtsgrundlagen 
für eine intensivere grenzüberschreitende polizeiliche 
Zusammenarbeit schaffen. Der Vertrag ergänzt den 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Tschechischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung 
seiner Anwendung vom 2. Februar 2000, der in Kapitel II 
Bestimmungen über die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit zu Zwecken der Strafverfolgung trifft. 

Der Vertrag ist in vier Abschnitte unterteilt. Abschnitt I 
regelt in allgemeiner Form den Gegenstand der Zusam- 
menarbeit und benennt die zuständigen Behörden. 
Abschnitt II regelt die einzelnen Formen der Zusammen- 
arbeit. Abschnitt III enthält allgemeine Bestimmungen 
über die für die Zusammenarbeit geltenden rechtlichen 
Verhältnisse. Abschnitt IV enthält die üblichen Schluss- 
bestimmungen. Die einzelnen vertraglichen Regelungen 
sind ganz überwiegend Regelungen aus bereits ab- 
geschlossenen Verträgen mit anderen Nachbarstaaten 
nachgebildet, etwa dem Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die grenzüberschreitende polizei- 
liche und justitielle Zusammenarbeit vom 27. April 1999. 

Anregungen aus dem Kreis der Bundesländer wurden 
bei der endgültigen Fassung des Vertrages so weit wie 
möglich berücksichtigt. 


Abschnitt I 
Allgemeines 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass die Zusammenarbeit 
die Bereiche Kriminalitätsbekämpfung sowie Gefahren- 
abwehr umfasst (sachliche Eingrenzung der Zusammen- 
arbeit) und sich auf die Grenzgebiete bezieht (territoriale 
Eingrenzung der Zusammenarbeit). Der Begriff der Grenz- 
gebiete wird in Absatz 3 durch Verweis auf die örtlichen 
Zuständigkeitsbereiche der in Artikel 2 Abs. 1 aufgeführ- 
ten Behörden definiert. 

Absatz 1 Satz 2 grenzt den Anwendungsbereich des 
Vertrages gegenüber dem Anwendungsbereich des 
deutsch-tschechischen Vertrages vom 2. Februar 2000 
über die Ergänzung des Europäischen Rechtshilfe- 
übereinkommens ab. Der letztgenannte Vertrag soll im 
Flinblick auf die Zusammenarbeit zu Zwecken der Straf- 
verfolgung Anwendungsvorrang genießen, soweit der 
vorliegende Vertrag keine weitergehenden Regelungen 
trifft, wie etwa in Artikel 5 oder Artikel 6 Abs. 1 Buch- 


stabe a, in denen - im Verhältnis zu Artikel 22 des 
Vertrages vom 2. Februar 2000 - weitergehende Möglich- 
keiten personellen Zusammenwirkens (auch) im Bereich 
der Strafverfolgung eröffnet werden. Direkte Überlap- 
pungen zwischen den Anwendungsbereichen beider 
Verträge wurden bei Abfassung des vorliegenden Ver- 
trages nach Möglichkeit vermieden (siehe insbesondere 
Artikel 4 Abs. 1 und Artikel 6 Abs. 2, in denen mit Rück- 
sicht auf die Regelungen in Artikel 23 und Artikel 22 
des Vertrages vom 2. Februar 2000 der Bereich der 
Strafverfolgung ausgeklammert wird). 

Absatz 2 verdeutlicht, dass der Vertrag dem existierenden 
Bestand völkerrechtlicher Vorschriften, die die Zusam- 
menarbeit der nationalen polizeilichen Zentralstellen der 
Vertragsstaaten regeln, neue Vorschriften hinzufügt. 

Zu Arti kel 2 

Artikel 2 führt zum Zweck der Erleichterung der ange- 
strebten grenzüberschreitenden Zusammenarbeit eigens 
diejenigen Behörden auf, über die sich die Zusammen- 
arbeit vollzieht. Dabei wird zu Beginn von Absatz 1 klar- 
gestellt, dass die Behörden bei Nutzung der vertraglich 
vorgesehenen Kooperationsformen in unmittelbaren 
Dienstverkehr miteinander treten können, d.h. keine 
Mediatisierung durch nationale Zentralstellen erfolgt. 
Dieser Grundsatz wird durch Artikel 3 Abs. 2 sowie durch 
Artikel 4 Abs. 2 bereichsspezifisch mit dem Ziel relativiert, 
die Vorgaben aus § 3 Bundeskriminalamtgesetz auch im 
Kontext der vertraglich vorgesehenen Zusammenarbeit 
zu wahren. 

Flauptträger der Zusammenarbeit sind die in Absatz 1 
aufgeführten grenznahen Behörden, deren Zuständig- 
keitsbereich zugleich den Umfang der Grenzgebiete im 
Sinne dieses Vertrages definiert (siehe Artikel 1 Abs. 3). 
Hinsichtlich der Landeskriminalämter Sachsens und 
Bayerns (Absatz 2) sowie der Zollbehörden (Absätze 3 
und 4) werden differenzierende Regelungen getroffen. Sie 
nehmen an der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
nur unter den in den jeweiligen Absätzen einzeln auf- 
geführten Voraussetzungen teil. 

Abschnitt II 

Zusammenarbeit der Polizei- und Grenzschutz- 
behörden in den Grenzgebieten 

Zu Arti kel 3 

Absatz 1 führt allgemeine Formen der Zusammenarbeit in 
den Bereichen Informationsaustausch, grenzüberschrei- 
tende Kommunikation, grenzüberschreitende polizeiliche 
Koordination, logistische Unterstützung sowie Ausbil- 
dung auf. Die aufgeführten Formen der Zusammenarbeit 
sind nicht abschließend („insbesondere“). Spezielle For- 
men der Zusammenarbeit werden in den Artikeln 4 bis 10 
jeweils gesondert geregelt. 

Absatz 2 dient der Wahrung der Vorgaben aus § 3 
Bundeskriminalamtgesetz, die somit seitens der in 
Artikel 2 aufgeführten Behörden weiterhin einzuhalten 
sind. 
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Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt die Zusammenarbeit der Polizeibehörden 
auf Ersuchen und definiert in Absatz 4 - in nicht ab- 
schließender Form („insbesondere“) - deren mögliche 
Inhalte. Die Vorschrift beschränkt zur Vermeidung von 
Überlappungen mit Artikel 23 des deutsch-tschechischen 
Vertrages vom 2. Februar 2000 über die Ergänzung des 
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens die Zusam- 
menarbeit auf die Bereiche Gefahrenabwehr und Ver- 
hütung von Straftaten. Die Zusammenarbeit auf Ersuchen 
im Bereich der Strafverfolgung bestimmt sich allein nach 
Artikel 23 des vorgenannten Vertrages vom 2. Februar 
2000 . 

Hinsichtlich der Geschäftswege treffen die Absätze 2 
und 3 eine differenzierende Lösung. Soweit die Zusam- 
menarbeit den Bereich der Verhütung von Straftaten 
betrifft, ist der unmittelbare Dienstverkehr nur unter den in 
Absatz 2 einzeln aufgeführten Voraussetzungen zulässig; 
hierdurch werden, wie von Artikel 3 Abs. 2, die Vorgaben 
aus § 3 Bundeskriminalamtgesetz umgesetzt, die dem- 
nach von den in Artikel 2 aufgeführten Behörden weiterhin 
einzuhalten sind. Hinsichtlich des Bereichs der Gefahren- 
abwehr ist der unmittelbare Dienstverkehr hingegen ohne 
Einschränkungen zulässig (Absatz 3). 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt die Einrichtung gemeinsam besetzter 
Dienststellen im grenznahen Raum. Die Einrichtung solcher 
Dienststellen setzt den gesonderten Abschluss von Ver- 
einbarungen voraus; die diesbezüglichen innerstaatlichen 
Zuständigkeiten sind in Artikel 17 Abs. 1 geregelt. 

Die Absätze 2 und 3 verdeutlichen, dass die gemeinsam 
besetzten Dienststellen keine selbständige operative 
Führungsrolle wahrnehmen, sondern eine unterstützende 
Funktion im Hinblick auf die grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit zwischen den nach Artikel 2 zuständigen 
Behörden besitzen. Demgemäß bleiben die Bediensteten 
der gemeinsam besetzten Dienststellen in ihre nationa- 
len Weisungshierarchien eingebunden. Ferner begründet 
Artikel 5 keine Ausnahme zu den Regelungen in den 
Artikeln 3 und 4, insbesondere deren jeweiligem Absatz 2. 
Für die von deutscher Seite in die gemeinsam besetzten 
Dienststellen entsandten Bediensteten bedeutet dies, 
dass sie weiterhin an die Vorgaben des § 3 Bundes- 
kriminalamtgesetz gebunden sind. 

Möglich ist es aber, anderweitige vertraglich vorgesehene 
Formen der Zusammenarbeit über gemeinsam besetzte 
Dienststellen zu realisieren. So können beispielsweise 
gemeinsame Einsatzleitungen im Sinne von Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe c innerhalb gemeinsam besetzter Dienst- 
stellen eingerichtet werden oder diese zur Erstellung 
gemeinsamer Lagebilder im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 
Buchstabe c Nr. 2 genutzt werden. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 regelt Formen besonders intensiver grenzüber- 
schreitender Kooperation, bei denen teilweise (Absatz 1 
Buchstabe a bis c Bedienstete der einen Vertragspartei 
unterstützend auf dem Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei tätig werden. Zur Vermeidung von Über- 
lappungen mit Artikel 22 des deutsch-tschechischen 
Vertrages vom 2. Februar 2000 über die Ergänzung 
des Europäischen Rechtshilfeübereinkommens ist die 


Nutzung der in Absatz 1 Buchstabe b und c aufgeführten 
Einsatzformen auf die Bereiche der Gefahrenabwehr und 
der Vorbeugung von Straftaten beschränkt. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 ermöglicht eine grenzüberschreitende Koope- 
ration durch einvernehmliche Unterstützung des jeweils 
anderen Vertragsstaates mit eigenen Bediensteten, die 
unter der Leitung des anderen Vertragsstaates zur Wahr- 
nehmung diesem obliegender polizeilicher Aufgaben ein- 
gesetzt werden können. Absatz 3 stellt für den grenzüber- 
schreitenden Unterstützungseinsatz qualifizierte Voraus- 
setzungen auf. Absatz 4 Satz 2 legt fest, dass das Han- 
deln der unterstützenden Bediensteten dem Gebietsstaat 
zuzurechnen ist. Hieraus wird in Artikel 13 Abs. 3 Satz 3 
die haftungsrechtliche Konsequenz gezogen (kein Erstat- 
tungsanspruch des Gebietsstaates im Falle der Ersatz- 
pflicht wegen Schädigungen durch die unterstützenden 
Bediensteten des anderen Vertragsstaates). 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 ermöglicht die grenzüberschreitende Nacheile 
nach Personen, die sich den in der Vorschrift näher be- 
zeichneten amtlichen Kontrollen entziehen. Die Vorschrift 
ergänzt damit Artikel 18 des deutsch-tschechischen Ver- 
trages vom 2. Februar 2000 über die Ergänzung des 
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens, der Nacheile- 
befugnisse im Bereich der Strafverfolgung bzw. der Straf- 
vollstreckung normiert. Den nacheilenden Bediensteten 
ist ein Festhalterecht eingeräumt (Absatz 2 Buchstabe c). 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 sieht als spezielle Kooperationsform zur Bekämp- 
fung unerlaubter Grenzübertritte und von Schleusungs- 
tätigkeiten einen besonderen Meldedienst zwischen 
Zentralstellen vor. Der allgemein in Artikel 3 Abs. 1 Buch- 
stabe a dezentral ausgestaltete grenzüberschreitende 
Informationsaustausch wird damit bereichsspezifisch 
zentralisiert und zugleich institutionalisiert. Dem Bundes- 
ministerium des Innern obliegt die Benennung der auf 
deutscher Seite zuständigen Zentralstelle (Absatz 3). 

Zu Artikel 10 

Die in Artikel 10 bezeichneten gemeinsamen Besprechun- 
gen sollen vorrangig der Klärung grundsätzlicher Fragen 
der Zusammenarbeit zwischen führenden Bediensteten 
der in Artikel 2 genannten Dienststellen dienen. Die 
nähere Ausgestaltung der Form, Teilnehmerzahl und 
Frequenz dieser Treffen bleibt den örtlich Verantwort- 
lichen überlassen. 

Abschnitt III 
Rechtsverhältnisse 

Zu den Artikeln 11 und 12 

Die Artikel 11 und 12 regeln allgemeine rechtliche Fragen 
im Zusammenhang mit den Bediensteten, die zum 
Zwecke der vertraglichen Zusammenarbeit auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates tätig werden. 
Die Bestimmungen gelten für sämtliche der im Vertrag 
geregelten Modalitäten der Zusammenarbeit. Der in 
Artikel 11 Abs. 5 des Vertrages benutzte Begriff der 
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„Arbeitserlaubnis“ ist als inhaltlich deckungsgleich mit 
dem Begriff der „Arbeitsgenehmigung“ im Sinne von 
§§ 284 ff. SGB III anzusehen. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 regelt die Haftungsfragen bei Zerstörung oder 
Beschädigung von Sachen, die im Eigentum eines 
Vertragsstaates stehen, bei Verletzung oder Tod eines 
Beamten sowie bei Schädigungen Dritter, die im Zu- 
sammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages 
entstehen. 

Auf eigene Ansprüche der Vertragsstaaten wird in den 
Absätzen 1 und 2 verzichtet, soweit der Schaden bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben in Zusammenhang mit der 
Durchführung des Vertrages verursacht wird und soweit 
kein Fall des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit 
vorliegt (Absatz 5). Für Ansprüche Dritter haftet nach 
Absatz 3 zur Erleichterung der Rechtsdurchsetzung 
des Geschädigten stets der Gebietsstaat; Ansprüche 
gegen den anderen Vertragsstaat werden hierdurch nicht 
ausgeschlossen. Unabhängig davon gilt nach Absatz 3 
Satz 2 und 3 eine Erstattungsregelung für das Innen- 
verhältnis zwischen den Vertragsstaaten. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 gestattet es jedem Vertragsstaat, einzelne Maß- 
nahmen der Zusammenarbeit aus den in der Vorschrift 
genannten Gründen zu unterlassen oder an Bedingungen 
zu knüpfen. Absatz 2 stellt die Weitergabe von Dokumen- 
tationen, Informationen und polizeitechnischen Mitteln, 
die vom anderen Vertragsstaat stammen, unter Zustim- 
mungsvorbehalt, wobei hinsichtlich personenbezogener 
Daten Artikel 15, der eine spezielle und abschließende 
Regelung trifft, vorgeht. Absatz 3 verweist hinsichtlich 
des Geheimschutzes auf ein gesondert abzuschließendes 
Abkommen. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 stellt für die Verwendung personenbezogener 
Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit 
dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt werden, 
ein eigenständiges Datenschutzregime auf. 

Buchstabe a formuliert den Grundsatz, dass personen- 
bezogene Daten, die aufgrund des Vertrages dem an- 
deren Vertragsstaat übermittelt wurden, von diesem nur 
zu den im Vertrag festgelegten Zwecken und zu den 
Bedingungen, die die übermittelnde Stelle im Einzelfall 
stellt, verwendet werden dürfen. Eine Abweichung ist 
nur zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten von 


erheblicher Bedeutung sowie zur Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
zulässig. Alltags- und Kleinkriminalität fallen nicht unter 
diese Voraussetzungen. Eine Verwendung von Daten im 
Sinne des Artikels 15 liegt - in Übereinstimmung mit der 
Begrifflichkeit im geltenden Bundesdatenschutzgesetz, 
das sie in § 3 Abs. 6 mittelbar definiert - bei jeder Form 
des Umgangs mit personenbezogenen Daten vor, die 
nicht Erheben ist; eingeschlossen sind demnach sowohl 
die Verarbeitung als auch die Nutzung von Daten. 

Die Buchstaben b bis g enthalten zusätzliche Regelungen 
zum Umgang mit den vom anderen Vertragsstaat über- 
mittelten personenbezogenen Daten. 

Die Regelung in Buchstabe g, die u.a. Änderungen über- 
mittelter Daten an die Zustimmung des übermittelnden 
Vertragsstaates knüpft, bezieht sich nur auf substantielle 
Änderungen. Bloße Aktualisierungen (z.B. Aktualisierung 
einer Adresse) und Ergänzungen können ohne Zustim- 
mung des übermittelnden Vertragsstaates vorgenommen 
werden. 

Abschnitt IV 
Schlussbestimmungen 

Zu Arti kel 16 

Artikel 16 stellt klar, dass sonstige völkerrechtliche 
Übereinkünfte, deren Partei die Vertragsstaaten sind, 
ebenso wie innerstaatliche Pflichten unberührt bleiben. 
Zu letzteren zählen insbesondere die Unterrichtungs- 
pflichten der Länder nach § 3 Abs. 3 Satz 2 Bundes- 
kriminalamtgesetz. 

Zu Artikel 17 

Artikel 17 regelt die Zuständigkeiten bei Durchführungs- 
vereinbarungen sowie bei der Mitteilung von Behörden- 
bezeichnungen, Zuständigkeitsänderungen und Ände- 
rungen der Grenzgebiete im Sinne des Artikels 1 Abs. 3. 
Die Aufnahme von Verhandlungen über den Abschluss 
von Vereinbarungen im Sinne von Absatz 1 bedarf, soweit 
die Verhandlungsführung nicht ohnehin vom Bundes- 
ministerium des Innern übernommen wird, der vorherigen 
Abstimmung mit dem Bundesministerium des Innern, um 
auf diese Weise die Kohärenz der polizeilichen Beziehun- 
gen zur Tschechischen Republik zu gewährleisten. 

Zu Arti kel 18 

Artikel 18 enthält die üblichen Regelungen zum Inkraft- 
treten und zur Kündigung des Vertrages. 
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